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Der Landtag hat begonnen, seine Rolle zu überdenken 
Ein Rückblick au f  die erste Sessionsperiode des laufenden Jahres - Bildung einer Kommission zur Parlamentsreform 

Die Zeit der Sommerferien stellt für 
die Arbeit des Parlaments jedes Jahr eine 
sich automatisch wiederholende Zäsur 
dar. Wenn jeweils der Rechenschaftsbe­
richt der Regierung genehmigt ist, begin­
nen auch für den Landtag die Ferien, die 
sich zumeist bis in den Oktober hinein 
erstrecken. Die lange Zwischenphase im 
Sommer bietet, wie die Zeit zwischen 
Schliessung und Eröffnung während der 
Wintermonate, mangels aktueller The­
men lediglich die Möglichkeit für Rück-
und Ausblick. 

Jede kritische Würdigung der Land­
tagsarbeit findet in der  derzeitigen Kon­
stellation - gewollt oder ungewollt - ihre 
Fortsetzung in einer kritischen Betrach­
tung der Umstände und des Umfeldes, 
unter denen unsere Volksvertretung ihre 
Pflichten wahrnimmt und wahrzunehmen 
hat. Der  Landtag hat, so die erste Dia­
gnose, seine Arbeit unter Bedingungen 
zu erfüllen, die seiner verfassungsmässi­
gen Stellung nicht mehr gerecht werden. 
Die Gewichte im Spiel der Kräfte, wel­
ches das demokratische Staatswesen vor 
immer neue Herausforderungen führt, 

haben sich zuungunsten des Parlaments 
verschoben. 

Viel Reaktion, wenig Aktion 
Diese Einsicht erscheint weder aktuell 

noch besonders originell, d a  sie schon seit 
einigen Jahren stereotyp wiederholt wer­
den kann, und in der  abgelaufenen Ses­
sionsperiode eine erneute Bestätigung er­
fahren hat. Zwar erfolgten aus dem 
Landtag verschiedene Vorstösse in Form 
von Motionen, Postulaten und Interpella­
tionen, doch mit Ausnahme der von der 
FBP-Fraktion eingebrachten Steuerinitia­
tive verblieb der  Landtag in seiner Rolle 
als das reagierende Element, das die zur 
Beratung und Verabschiedung anstehen­
den Geschäfte von der Regierung - un­
aufgefordert oder aufgrund von parla­
mentarischen Vorstössen - vorgesetzt er­
hält. Dass gerade'die oppositionelle Frak­
tion im Parlament mit ihrem Vorstoss für 
ein familienfreundlicheres Steuergesetz 
das einzige Beispiel für einen selbst agie­
renden Landtag setzt, lässt auf einen eher 
desolaten Zustand des Parlaments oder 
des Parlamentarismus schliessen. 

Alarmanlage als Gemeinschaftswerk 
Festlegung der Kostenbeiträge von Gemeinden und Betrieben 

(pafl) - Anschaffung, Installation und 
Betrieb einer landesweiten Alarmanlage 
wurde von Anfang an als Gemeinschafts­
werk des Landes und der Gemeinden 
konzipiert. In den Beratungen zwischen 
Land und Gemeinden wurde seinerzeit 
von Anlagekosten von Fr. 750 000.- aus­
gegangen. D a  mit einer Aufschaltung von 
ca. 1000 Teilnehmern kalkuliert wurde, 
war von Kosten von Fr. 750.- pro Teil­
nehmer auszugehen. Gemäss der mit den 
Gemeinden abgesprochenen Konzeption 
sollten die Kosten pro Teilnehmer von 
Fr. 750.- zwischen Land und Gemeinden 
zu gleichen Teilen getragen werden. Der 
Gemeindeanteil würde sich damit auf Fr. 
375.-  pro Teilnehmer belaufen. 

Bei der Anschaffung und Installation 
der  Anlage konnten die ursprünglich ver­
anschlagten Anlagekosten nicht ganz ein­
gehalten werden. Die Anlagekosten be­
laufen sich nun auf ungefähr Fr .  
900 000.-

Trotz dieser höheren Kosten be-
schliesst die Regierung, den Gemeinden 
den ursprünglich vorgesehenen Beitrag 
pro Teilnehmer von Fr. 375.- in Rech­
nung zu stellen. Zuzüglich in Rechnung 
gestellt werden die Aufschaltgebühren 
für die Schaltarbeiten in den Telefonzen­

tralen. In die Alarmierung einbezogen 
werden in einer ersten Phase neben den 
Personen, welche in Land und Gemein­
den Katastropheneinsätze zu leiten ha­
ben, die Feuerwehren und die Samariter. 

Betriebe miteingeschlossen 
In einer zweiten grundsätzlichen Ent­

scheidung beschliesst die Regierung, 
auch von den Betrieben pro Teilnehmer 
für die Aufschaltung in die Alarmanlage 
einen Beitrag von Fr. 375 - zu erheben. 
Dazu kommen wie bei den Gemeinden 
die Aufschaltgebühren. Eine Gleichbe­
handlung der Betriebsfeuerwehren mit 
den Gemeindefeuerwehren drängt sich 
aus folgenden Gründen auf: Die Be­
triebsfeuerwehren sollen auch ausserhalb 
der  Arbeitszeit rasch zu Einsätzen geru­
fen werden können. Die rasche Alarmier-
barkeit der Betriebsfeuerwehren ausser­
halb der Arbeitszeit steht nicht nur im 
Interesse der Betriebe, sondern auch im 
Interesse der Öffentlichkeit. Bei einem 
Brandfall in einem Betrieb ausserhalb der  
Arbeitszeit sind die Feuerwehren darauf 
angewiesen, dass das Personal der  Betrie­
be  beratend zur Verfügung steht. Die  
Mitglieder der Betriebsfeuerwehren ken­
nen die Örtlichkeiten und sind mit den 
besonderen Gefahren vertraut. 

Frankreich bricht mit Iran 
Belagerungsring u m  die Botschaft in Paris verstärkt 

Paris (AP) Der seit fast drei Wochen 
andauernde Konflikt um die iranische 
Botschaft in Paris hat am Freitag zum 
Abbruch der diplomatischen Beziehun­
gen Frankreichs zu Iran geführt. Tags 
zuvor hatte damit Iran gedroht, die Be­
ziehungen seinerseits innerhalb von 72 
Stunden abzubrechen, wenn seine Bot­
schaft weiter von der französischen Poli­
zei umstellt werde. Daraufhin hatte die 
Polizei den Belagerungsring um das Ge­
bäude in der Nacht zum Freitag noch 
verstärkt. 

In der Botschaft hält sich der Dolmet­
scher Walid Gordschi auf, der im Zusam­
menhang mit einer Reihe von Bombe-' 
nanschlägen von den französischen Be­
hörden gesucht wird. Das Pariser Innen­
ministerium teilte am Freitag mit, dass 
gegen iranische Diplomaten ein Ausreise­
verbot verhängt worden sei. Kurz zuvor 
war bekanntgeworden, dass am Donners­
tag abend und am Freitag iranischen Bot­
schaftsangehörigen an drei Grenzüber­
gängen die Ausreise in die Schweiz ver­
weigert wurde. 

Ein Sprecher des Aussenministeriums 

in Paris gab am Mittag die Entscheidung 
der Regierung für den sofortigen Ab­
bruch der  Beziehungen bekannt und sag­
te, die von Iran gestellten Bedingungen 
seien «unannehmbar» gewesen. «Ausser­
dem wurden Diplomaten und Mitarbeiter 
der  französischem Botschaft in Teheran 
seit mehreren Tagen willkürlich daran ge­
hindert, das Land zu verlassen und nach 
Frankreich auszureisen», sagte der Spre­
cher. Da der Abbruch der diplomatischen 
Beziehungen abzusehen gewesen sei, ha­
be Frankreich die Konsequenzen ziehen 
müssen. Frankreich erwarte dennoch 
weiterhin, dass sich Gordschi der  Ver­
nehmung durch französische Behörden 
stelle. 

Frankreich habe den  amtierenden Vor­
sitzenden der Europäischen Gemein­
schaft ersucht, die übrigen EG-Staaten 
umgehend von der Entscheidung in 
Kenntnis zu setzen, teilte der  Sprecher 
mit. Ferner sei der  Botschafter bei den 
Vereinten Nationen beauftragt worden, 

[den Sicherheitsrat über  die Vorgänge zu 
informieren. 

Dieses eine Beispiel lässt zwar für Op­
timisten die Hoffnung aufkommen, dass 
im Zuge der Diskussionen und der Kom­
missionsbildung zur Parlamentsreform 
doch einiges in Bewegung gerät oder in 
Bewegung gebracht werden könnte, doch 
macht bekanntlich eine Schwalbe nach 
dem Volksmund noch keinen Sommer. 
Solange nämlich parteitaktische Überle­
gungen das Spiel des Handelns bestim­
men, wie das im Fall der  aussenpoliti-
schen Debatte recht deutlich vordemon­
striert wurde, dürften die Pessimisten 
wohl die Oberhand behalten. 

Die Debatte zur Aussenpolitik war von 
erheblichen Erwartungen begleitet wor­
den, die jedoch einerseits der von der  
Regierung vorgelegte Bericht über die 
künftige Aussenpolitik und die Grundla­
gen der liechtensteinischen Aussenpolitik 
nicht erfüllen konnte. Anderseits war die 
Mehrheitspartei im Landtag, obwohl 
auch zwei ihrer Abgeordneten die Inter­
pellation unterzeichnet hatten, nicht ge­
willt, trotz des recht schmalbrüstig ausge­
fallenen Berichtes zur Aussenpolitik eine 
echte Debatte zu führen, Mängel u n d  
Versäumnisse der Regierung anzupran­
gern, Akzente zu setzen. Perspektiven 
aufzuzeigen. Stattdessen sah sie ihre Rol­
le darin, am Kern der  Sache vorbei z u m  
Fenster hinauszureden, die Berichterstat­
tung in den Medien über das in weiten 
Teilen hilflose Papier anzuprangern - als 
die Urheber und Verfasser dieses Flick­
werks. 

Erwartungen nicht erfüllt 
H i e r  s i n d  n i c h t  i .ui  d i e  E r w a r t u n g e n  

Stoffverordnung kommt 
(pafl) - Die Regierung nimmt zur 

Kenntnis, dass die schweizerische Ver­
ordnung vom 9. Juni 1986 über umwelt­
gefährdende Stoffe (Stoffverordnung) 
auch auf Liechtenstein Anwendung fin­
det. Sie beschliesst daher, die Vorarbei­
ten für die Durchsetzung dieser schweize­
rischen Verordnung in die Wege zu lei­
ten. Das Amt für Gewässerschutz wurde 
bereits mit der Durchführung der Ver­
ordnung über den Verkehr mit S o n d e r ­
fällen beauftragt. Es  ist daher sachent­
sprechend, auch die Anwendung der 
Stoffverordnung dem Amt für Gewässer­
schutz zu übertragen. 

der  aussenpolitisch interessierten Bürge­
rinnen und Bürger enttäuscht worden, 
sondern auch die von S. D. Erbprinz 
Hans Adam in seiner Thronrede formu­
lierten Erwartungen, der  den Abgeord­
neten mit auf den  Weg gegeben hatte, die 
«grundlegenden Fragen der Zukunft 
Liechtensteins offen zu diskutieren». In  
den von der Mehrheitspartei vom Zaun 
gerissenen kleinkarierten Zänkereien 
hatte die Auseinandersetzung mit dem 
Satz des Erbprinzen «Für den kleinen 
Staat ist die Aussenpolitik das wichtigste 
Instrument, mit dem er sein Selbstbestim­
mungsrecht und seine Unabhängigkeit 
bewahren kann» selbstverständlich kei­
nen Platz. Die Haltung der VU zur Frage 
eines UNO-Beitritts ist zudem nicht kla­
rer geworden, nicht nur deswegen nicht, 
weil die Regierung mit einer eher faden­
scheinigen Begründung diesen Fragen­
komplex im Bericht ausklammerte, son­
dern vor allem nicht, weil eine klare Aus­
sage doch etwas Mut erfordert hätte. Das 
Sowohl-als-auch-Spiel lässt eben mehr 
Möglichkeiten offen. 
Einige Gesetze verabschiedet 

Auf der positiven Seite der  Bilanz ste­
hen die verschiedenen Gesetze, die vom 
Landtag - teilweise allerdings im Eilver­
fahren - durchberaten und verabschiedet 
wurden. Hervorzuheben ist hier im be­
sonderen der Abschluss der Strafrechts­
reform mit dem neuen Strafgesetzbuch, 
dem Jugendgerichts- und dem Strafan-
passungsgesetz. Akzente im Hinblick auf 
das schon lange versprochene neue 
Steuergesetz setzte die Mini-Reform des 
geltenden Steuergesetzes. Einen weiteren 

l Akzent setzte die Vorlage über die Milch-
i kontingentierung. und für die Zukunft 
j wird es die FBP-Motion über die Schaf-
j fung einer Landwirtschaftszone tun. Die 
politische Landschaft etwas in Bewegung 
bringen könnte die Vorlage über das 
«Doppelte Ja», das den Stimmbürgerin­
nen und Stimmbürgern zur Entscheidung 
vorgelegt wird. 

Rolle neu überdenken 
Auf der Waagschale liegen also positi­

ve wie weniger positive Bilanzposten. 
Der  Landtag hat einen Anlauf unternom­
men, mit der Kommission zur Parla­
mentsreform seine neue Rolle zu finden, 
zumindest seine Rolle zu überdenken. 
Aber mehr als ein Ansatz ist noch nicht 
vorhanden. (G.M.)  

Liechtenstein und EG 
(pafl) - Die Regierung beantragt dem 

Landtag, er wolle zum Ergänzungsproto­
koll zum Zusatzabkommen über die Gel­
tung des Abkommens zwischen der  
Schweizerischen Eidgenossenschaft und 
den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl für das 
Fürstentum Liechtenstein im Anschluss 
an den Beitritt des Königreichs Spanien 
und der Portugiesischen Republik zur 
Gemeinschaft vom 14. Juli 1986 seine 
Zustimmung erteilen. 

A m  1. Januar 1986 sind die Beitrittsur­
kunden Spaniens und Portugals mit den 
Europäischen Gemeinschaften in Kraft 
getreten und damit die beiden Länder 
Mitglieder der  Europäischen Gemein­
schaft geworden. Materiell handelt es 
sich in den Zusatzprotokollen um Über­
gangsbestimmungen, welche aufgrund 
des liechtensteinisch-schweizerischen 
Zollvertrages auch für Liechtenstein gel­
ten. Das Ergänzungsprotokoll wurde 
vom Fürstentum Liechtenstein am 14. Ju­
li 1986 unterzeichnet und  ist solange gül­
tig, wie der Zollvertrag vom 29. März 
1923 zwischen Liechtenstein und der 
Schweiz in Kraft ist. 

Neuer Atomwaffentest 
in der Sowjetunion 

Moskau (AP) Die Sowjetunion hat am 
Freitag einen weiteren unterirdischen 
Atombomben-Test bekanntgegeben. Wie 
die Nachrichtenagentur TASS meldete, 
explodierte der Sprengkörper mit einer 
Stärke zwischen 20 und 150 Kilotonnen 
am Freitag früh in der Steppe von Ka­
sachstan im asiatischen Teil der Sowjet­
union. Es war der elfte Test seit Beendi­
gung des einseitigen sowjetischen Test­
stopps im Februar dieses Jahres. 

Bereits am Donnerstag wurde in der 
Wüste des US-Staats Nevada ein briti­
scher Atomsprengsatz gezündet, der  nach 
Angaben eines Sprechers des US-Ener­
gieministeriums ebenfalls eine Spreng­
kraft von 20 bis 150 Kilotonnen hatte.  
Die Zündung erfolgte 500 Meter  unter 
der  Erdoberfläche. Grossbritannien und 
die U S A  haben aufgrund eines 1958 ab­
geschlossenen Abkommens bisher 20 ge­
meinsame Kernwaffentests vorgenom­
men. Es handelte sich um die zehnte Ver­
suchssprengung in der  Wüste von Nevada 
in diesem Jahr.  

De r  britisch-amerikanische Test fand 
auf den Tag genau 42 Jahre nach dem 
ersten Atombombenversuch in der  Ge­
schichte statt. 

Ein grosser Schub, aber keine Katastrophe 
Fazit nach Riifeniedergang in Thesen — Blitz erschlug 10 Rinder au f  der A l p  — Aufräumarbeiten im Gange 

Die starken Regenfälle haben am 
Dienstag zu einem Niedergang der Schin-
delholzrüfe in Triesen geführt. Die Auf­
räumarbeiten sind im Gange. Auf der 
Alp Gritsch wurden zehn Rinder das Op­
fer eines Blitzschlages. «Ein grosser 
Schub Material, aber nicht katastrophal 
im Ausmass», erklärte der Leiter des 
Tiefbauamtes, Johann Ott. 

Bei den starken, strichweisen Regen­
fällen. wie sie am Dienstag niedergingen, 
wird jeder Bach im Gebirge zu einer Ru­
fe. Gesteins- und Geröllmassen, ver­
mischt mit Holz, überschütten - so die 
Auskunft von Johann Ott - die Wege 
und Strassen. Nun werden die Materia­
lien weggeschafft, teilweise müssen sie 
verwendet werden, um die auf derTalsei-
tc der Strassen gelegenen Unterspülun­
gen wieder aufzuschütten. 

Während der Niedergang der Rüt'e aus­
ser Flurschäden keine nennenswerten an­
deren Schädigungen verursachte, wurde 
auf der  Alp Gritsch eine Gruppe Rinder 
vom Blitz getroffen. Wie Alpvogt Franz 
Frick auf Anfrage erklärte, standen die 
Rinder beim sogenannten Hundstein und 
stürzten nach dem Blitzschlag über den 
steilen Abhang hinunter. Glück hatte Al­
phirt Karlheinz Frick, der  gerade im Be­
griffe war, die Herde zusammenzutrei­

ben. In etwa 50 Meter Entfernung musste 
e r  mitansehen, wie der Blitz in die Tiere 
fuhr. Bei den Aufräumarbeiten in der 

Rüfe wurden einige der Tiere gefunden, 
andere befinden sich noch unter den 
Schuttmassen. 

Ein Schuttkegel deutete gestern noch an, wo die Rüfe in Triesen herunterkam, aber vol­
len ersten Häusern aufhörte. Ein grosser Schub Material, aber nicht katastrophal im 
Ausmass, erklärte der Leiter des Tießauamtes, Johann Ott, in einer Stellungnahme. 

(Bild: Brigitt Risch) 


